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Lernziele

Kenntnisse über die arbeitsrechtlichen Grundlagen der bAV erlangen
Die arbeitsrechtlichen Schwerpunkte des Betriebsrentengesetzes
(BetrAVG) im Einzelnen kennen lernen



Arbeitsrechtliche Schwerpunkte

Gleichbehandlungsgrundsatz
Zusage auf betriebliche Altersversorgung und Finanzierung
Erhaltung von Versorgungsansprüchen
Auszehrungs- und Anrechnungsverbot
Vorzeitiger Bezug von Altersleistungen
Insolvenzsicherung
Anpassungsprüfungspflicht
Geltungsbereich

8 Schwerpunkte



Gleichbehandlungsgrundsatz

Kein Arbeitnehmer darf willkürlich, d.h. ohne sachliche Gründe, ...

... von einer bAV ausgeschlossen oder ...

... bei Einrichtung einer bAV benachteiligt werden.

Gleichbehandlung :§3 AGG

tragender Grundsatz der bAV



Arten der Zusage (§1 BetrAVG)

Leistungszusage
Beitragsorientierte Leistungszusage
Beitragszusage mit Mindestleistung

3 Arten der Zusage



Die Durchführungswege und die Zusagearten im Überblick (§1 BetrAVG)

Beitragszusage mit
Mindestleistung

beitragsorientierte
Leistungszusage

Leistungszusage

DV PK PF U-Kasse PZ

– –



Entgeltumwandlungsanspruch (§1a BetrAVG) (I)

Recht des Arbeitnehmers auf Entgeltumwandlung besteht nur bis zu einem
Betrag von 4% der Beitragsbemessungsgrenze (West) in der DRV.
Genereller Tarifvorrang für Tarifentgelt bei Entgeltumwandlung
(Tariföffnungsklausel)
Für tarifliche Bezüge ohne tarifvertragliche Öffnungsklausel:
Grundsätzlich ist keine Entgeltumwandlung möglich, sofern Tarifvertrag
für allgemein verbindlich erklärt wurde (§17 Abs. 5 BetrAVG).
Rechtsanspruch besteht aber für über- und außertarifliche Gehaltsteile
sowie für Tarifbezüge von Nichtgewerkschaftsmitgliedern bei fehlender
Allgemeinverbindlichkeitserklärung.

Der Arbeitnehmer hat einen Rechtsanspruch auf Umwandlung von Gehaltsteilen in
eine betriebliche Altersversorgung (arbeitnehmerfinanzierte bAV).



Auswirkung einer bAV auf die Altersrente in der Deutschen Rentenversicherung
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Direktzusage/
Unterstützungskasse

§ 3 Nr. 63 EStG
(1.800 EUR)

§3 Nr. 63 EStG
4% BBG

2.688 EUR1

--------------------unbegrenzt

4.488 EUR2

Unterstützungskasse/Direktzusage
(nahezu) unbegrenzte Dotierung
Steuer: Sozialversicherung:
AG-finanziert: steuerfrei beitragsfrei
AN-finanziert: steuerfrei bis 4% der Beitragsbemessungs-

grenze in der gesetzlichen Renten-
versicherung (BBG) beitragsfrei1

Aufstockung gemäß § 3 Nr. 63 EStG: 1.800 EUR p.a.
Steuer: Sozialversicherung:
AG-finanziert: steuerfrei beitragspflichtig
AN-finanziert: steuerfrei beitragspflichtig

Direktversicherung, Pensionskasse, Pensionsfonds
4% BBG gem § 3 Nr. 63 EStG
Steuer: Sozialversicherung
AG-finanziert: steuerfrei beitragsfrei
AN-finanziert: steuerfrei beitragsfrei

Möglichkeiten der steuerbegünstigten betrieblichen Altersvorsorge

Direktversicherung
Pensionskasse
Pensionsfonds

1 4 % der BBG West = 2.688 EUR/2012 / Begrenzung wirkt nur bei Entgeltumwandlung
² bei Umwandlung nach § 40 EStG (bis 31.12.2004) 2.688 + 1.752 = 4.440 EUR

Die Sozialversicherungsfreiheit beider Blöcke wirkt additiv



Entgeltumwandlungsanspruch (§1a BetrAVG) (II)

Der Durchführungsweg kann von Arbeitgeber und Arbeitnehmer frei
vereinbart werden, solange es sich um einen Riester-geförderten
Durchführungsweg handelt.
Wird keine Einigung erzielt, können die folgenden Schritte erfolgen:
- Arbeitgeber:

Einrichtung einer/s Pensionskasse/Pensionsfonds
- Arbeitnehmer:

Abschluss einer Direktversicherung
Gesetzlicher Mindestbeitrag für Gehaltsumwandlung des Arbeitnehmers:
1/160 der Bezugsgröße (2012: 196,88 EUR alte/168,00 EUR neue
Bundesländer*)

* jährlich



Entgeltumwandlungsanspruch (§1a BetrAVG) (III)

Bei den externen Durchführungswegen (DV, PK, PF) kann der AN
während entgeltfreier Zeiten (z.B. längere Krankheit, Elternzeit)
die Versicherung/Versorgung mit eigenen Beiträgen fortsetzen.
Entsprechend gelten die Regelungen für Entgeltumwandlung
(z.B. sofort unverfallbar und insolvenzgeschützt).

Anspruch auf Fortsetzung der Vers./Versorgung mit eigenen Beiträgen

Beiträge werden vom AN aus dem Nettoeinkommen bezahlt.
Das gilt für die Einzahlung in eine Direktversicherung, Pensionskasse
oder einen Pensionsfonds.
Zusage des AG muss auch die Leistungen aus diesen Beiträgen
erfassen.
Zusagen ab dem 01.01.2003
Betriebsrentengesetz findet Anwendung.



Haftung des Arbeitgebers

Einstandspflicht (Subsidiärhaftung)
Allgemeine Hinweis- und Aufklärungspflichten ???
(arbeitgeber- und arbeitnehmerfinanzierte Versorgung)
Auswahl des Versorgungsträgers
Verpflichtung zu richtigen Auskünften

Die bAV-Zusage des Arbeitgebers bringt folgende Pflichten mit sich:

Die Zusage einer betrieblichen Altersversorgung ist für den Arbeitgeber
grundsätzlich verbindlich.



Mitteilungs- und Aufzeichnungspflichten

Seite

§ 5 LStDV

• jährliche Mitteilung der steuerlichen Behandlung (§ 3 Nr.63 EStG)
• Ausnahme: Versorgungsträger bestätigt Kenntnis

• Altzusagen DV
• Erhöhungsbetrag
• Übernahme von Zusagen



Die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen (§1b BetrAVG)

das 30. Lebensjahr vollendet ist und ...
die Versorgung vor mind. 5 Jahren zugesagt wurde (Übergangsregel)

oder ...
die Zusage ab dem 01.01.2009 mindestens 5 Jahre bestanden hat,
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses das 25. LJ vollendet ist

und ....
die Zusage nach dem 31.12.2000 erteilt wurde.

Für Zusagen bis zum 31.12.2008 ist Unverfallbarkeit gegeben, wenn ...

das 25. LJ vollendet ist und ...
die Versorgung vor mind. 5 Jahren zugesagt wurde.

Für Zusagen ab dem 01.01.2009 ist Unverfallbarkeit gegeben, wenn ...



Unverfallbarkeit bei Entgeltumwandlung (§1b BetrAVG)

Arbeitnehmer hat sofortiges unwiderrufliches Bezugsrecht bei der
Direktversicherung
Gesetzlicher Rechtsanspruch auf Leistungen der Pensionskasse
und des Pensionsfonds
Überschüsse dürfen nur zur Leistungsverbesserung verwendet werden
Recht zur Fortführung mit eigenen Beiträgen durch ausgeschiedene
Arbeitnehmer
Recht zur Verpfändung, Abtretung oder Beleihung
durch Arbeitgeber ausgeschlossen

Bei Direktversicherungen, Pensionskassen und Pensionsfonds gilt:

Neuzusagen ab dem 01.01.2001 sind sofort gesetzlich unverfallbar



Höhe der unverfallbaren Ansprüche (§2 BetrAVG)

m/n-tel-Verfahren bzw. ratierliches Verfahren bei LEISTUNGSZUSAGEN:

m = Dienstjahre beim Ausscheiden

n = mögliche Dienstjahre
bis zur vereinbarten Altersgrenze

m/n x erreichbarer
Anspruch =

Anspruch

unverfallbarer
ratierlicher Anspruch



Höhe des Anspruchs (I)

Alter des Arbeitnehmers
bei Eintritt in die Firma: 35 Jahre
bei Erteilung der Versorgungszusage: 45 Jahre
bei Ausscheiden aus der Firma: 50 Jahre
bei Beginn der Altersrente (vereinbartes Endalter): 65 Jahre

Sachverhalt

Anspruchsberechnung

15 Jahre ÷ 30 Jahre

1 ÷ 2

= 50%

alsom ÷ nAnspruch =



Höhe des Anspruchs (II)

Feste Rentenzusage
- Alter des Arbeitnehmers (ab Alter 65: 500 EUR, 60% Witwenrente)
Ratierlicher Anspruch = 50%
- tatsächliche Altersrente (250 EUR)
- tatsächliche Witwenrente (150 EUR)
Gehaltsabhängige Rentenzusage
- Betrag (10% der letzten Bezüge)
Ratierlicher Anspruch = 50%
- tatsächliche Altersrente (5% der Bezüge zum Zeitpunkt des

Ausscheidens)



Höhe des Anspruchs (III)

Rentenzusage mit steigenden Anwartschaften
Altersrente

Ausscheiden aus Firma mit 50 Jahren

Eintritt in die Firma mit 35 Jahren

Erteilung der Zusage mit 45 Jahren

Steigerung pro Dienstjahr

Alter bei Rentenbeginn 65 Jahre

maximal 20 weitere Dienstjahre

250 EUR

10 EUR

200 EUR

mögliche Altersrente 450 EUR

tatsächliche Altersrente 225 EUR

Ratierlicher Anspruch = 50%



Höhe des Anspruchs (IV)

Rentenzusage mit steigenden Anwartschaften
Hinterbliebenenrente

Eintritt in die Firma mit 35 Jahren

Erteilung der Zusage mit 45 Jahren

Ausscheiden aus Firma mit 50 Jahren

250 EUR

10 EUR

Höhe der erreichbaren Altersrente mit 55 Jahren2

Höhe der erreichbaren Witwenrente mit 55 Jahren

ratierlicher Anspruch der Witwenrente3

Alter bei Rentenbeginn 65 Jahre1

Tod mit 55 Jahren

Steigerung pro Dienstjahr

350 EUR

210 EUR

105 EUR
¹ Witwenrente 60%  |  ² 250 EUR + 10 EUR × 10 Dienstjahre bis zum Tod = 350 EUR  |  ³ 15/30 × 210 EUR = 105 EUR



Anspruchsbegrenzung (§2 BetrAVG) (I)- Erreichte Anwartschaft

Kein ratierliches Verfahren- Betriebszugehörigkeit vor Erteilung der Zusage wird
nicht berücksichtigt
Leistung begrenzt auf den Kapitalbetrag, der sich aus den geleisteten Beiträgen
bis zum Ausscheiden ergibt.
Gilt bei
- Entgeltumwandlung
- beitragsorientierten Leistungszusagen
- Beitragszusagen mit Mindestleistung



Anspruchsbegrenzung (§2 BetrAVG) (II) –Versicherungsvertragliches Verfahren

Überschussanteile werden von Beginn an zur Erhöhung
der Versicherungsleistung verwendet.
Der Arbeitnehmer hat das Recht, die Lebensversicherung
mit eigenen Beiträgen fortzusetzen.

Voraussetzungen für Direktversicherung und Pensionskasse:

Das Bezugsrecht muss spätestens 3 Monate nach dem Ausscheiden des
Arbeitnehmers unwiderruflich sein; keine Abtretung, Beleihung und
Beitragsrückstände.

Für die Direktversicherung gilt zusätzlich:



Abfindung (§3 BetrAVG) (I)

Einseitiges Abfindungsrecht des Arbeitgebers
Weitere Abfindungsmöglichkeiten
Höhe des Abfindungsbetrags

Unverfallbare Ansprüche des Arbeitnehmers aus einer bAV können bei
Ausscheiden abgefunden werden.



Abfindung (§3 BetrAVG) (II)

2012: 26,25 EUR monatliche Rente bzw. 3.150 EUR Kapital (West)
22,40 EUR monatliche Rente bzw. 2.688 EUR Kapital (Ost)

Nicht abfindbar sind laufende Leistungen, die ab dem 01.01.2005 erstmals
gezahlt werden (Ausnahme: Kleinrenten).
Abfindung unzulässig, wenn Arbeitnehmer vom Recht auf Übertragung
(Portabilität) Gebrauch macht

Einseitiges Abfindungsrecht des Arbeitgebers von
Kleinanwartschaften/Kleinrenten maximal 1% bzw. 12/10tel der
monatlichen Bezugsgröße nach §18 SGB IV



Abfindung (§3 BetrAVG) (III)

Verfallbare Anwartschaften
Vertraglich unverfallbare Anwartschaften
Anwartschaften während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses,
wenn Abfindung nicht im zeitlichen oder sachlichen Zusammenhang
mit dessen Beendigung steht
Anwartschaften auf Verlangen des Arbeitnehmers,
wenn Beiträge zur DRV erstattet worden sind
Laufende Leistungen, die vor dem 01.01.2005 erstmals gezahlt
worden sind

Weitere Abfindungsmöglichkeiten:



Abfindung (§3 BetrAVG) (IV)

Höhe des Abfindungsbetrags (§3 Abs. 5 BetrAVG)

Zeitwert

Pensionszusage
Unterstützungskasse

Direktversicherung
Pensionskasse
Pensionsfonds

Barwert



Übertragung bestehender Anwartschaften – Portabilität (§4 BetrAVG)

Vorschrift regelt, wie Versorgungsanwartschaften und laufende
Leistungen vom AN bei bzw. nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
zum neuen AG mitgenommen werden können.
Regelung gilt nicht für Betriebsübergang nach §613a BGB.



Übertragung (§4 BetrAVG)

Übertragung des
Übertragungs-

wertes

einvernehmliche Übertragung Rechtsanspruch
auf Übertragung

Übernahme
der Zusage

bei sämtlichen Durchführungswegen
bei

Direktversicherung
Pensionskasse
Pensionsfonds



Einvernehmliche Übertragung (§4 Abs. 2 BetrAVG)

Für eine einvernehmliche Übertragung ist eine Vereinbarung zwischen
altem AG, neuem AG und AN erforderlich, entweder ...
- zur Übernahme der Zusage durch neuen AG oder ...
- zur Übertragung des Wertes der unverfallbaren Anwartschaft

(Übertragungswert) auf den neuen AG.
- Neuer AG muss dem Übertragungswert wertgleiche Versorgung

erteilen.
- Entsprechend gelten Regelungen für Entgeltumwandlung

(z.B. sofort gesetzlich unverfallbar).
Dies gilt für sämtliche Durchführungswege.



Rechtsanspruch auf Übertragung (§4 Abs. 3 BetrAVG) (I)

Recht des AN auf Übertragung des Übertragungswertes auf neuen AG
- besteht nur, wenn Versorgung bei altem AG über Direktversicherung,

Pensionskasse oder Pensionsfonds durchgeführt wird.
- Anspruch ist innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden

geltend zu machen.
Rechtsanspruch auf Übertragung ist begrenzt auf Anwartschaft,
deren Wert die BBG/DRV im Jahr der Übertragung nicht überschreitet
(2012 = 67.200 EUR/West; 57.600 EUR/Ost).



Rechtsanspruch auf Übertragung (§4 Abs. 3 BetrAVG) (II)

Neuer AG muss dem Übertragungswert wertgleiche Versorgung erteilen.
Neuer Versorgung muss über Pensionsfonds, Pensionskasse oder
Direktversicherung durchgeführt werden.
Für neue Zusage gelten Regelungen zur Entgeltumwandlung.
- z.B. sofort unverfallbar und insolvenzgeschützt
Recht auf Übertragung gilt nur für Zusagen,
die nach dem 01.01.2005 erteilt wurden.



Rechtsanspruch auf Übertragung (§4 Abs. 3 BetrAVG) (III)

kein Anspruch auf bisherigen Durchführungsweg

wertgleiche Versorgung

kein Anspruch auf bisherige Zusatzversicherung

kein Anspruch auf gleichen Versicherer

z.B. Hinterbliebenen-/Invaliditätsversorgung



Übertragungswert (§4 Abs. 5 BetrAVG)

Bei Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds
- gebildetes Kapital im Zeitpunkt der Übertragung
Bei Pensionszusage und Unterstützungskasse
- Barwert im Zeitpunkt der Übertragung

Definition des Übertragungswertes:



Steuerliche Flankierung der Übertragung (I)

Voraussetzungen für steuerfreie Übertragung (§3 Nr. 55 EStG)

FID, PK, PF

FID, PK, PF

PZ, UK

PZ, UKVersorgung beim „neuen“ AG

Versorgung beim „alten“ AG



Steuerliche Flankierung der Übertragung (II)

Für die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung ...

... des neuen Arbeitgebers oder ...

... des von ihm gewählten Versorgungsträgers ...

... gilt weiterhin die Besteuerung aus der ursprünglichen Versorgung.



Insolvenzschutz bei Übertragung

Sofortiger Insolvenzschutz für im Rahmen von Übertragungen
gegebene Zusagen, soweit der Übertragungswert die BBG in der DRV
nicht überschreitet (2012: 67.200 EUR)

Darüber hinausgehende Beiträge sind nicht insolvenzgeschützt.



Auskunftsanspruch (§4a BetrAVG)

Auskunftsanspruch auch bei Bestehen des Arbeitsverhältnisses
Verlangen und berechtigtes Interesse (z.B. ergänzende Eigenvorsorge)
des AN erforderlich
Auskunft des (alten) AG/Versorgungsträgers über
- Höhe der erworbenen unverfallbaren Anwartschaft

bei Erreichen der Altersgrenze
- Höhe des Übertragungswertes

(nur bei Übertragung nach §4 Abs.3 BetrAVG)
Auskunft des (neuen) AG/Versorgungsträgers über
- Höhe der Altersversorgung aus Übertragungswert

und ob Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung
vorgesehen ist



Mitteilungspflicht

Alle Leibrentenzahlungen (aus allen 3 Säulen der Altersvorsorge) sind vom
Versicherungsunternehmen unter Angabe des Empfängers im Folgejahr
der zentralen Stelle bei der BfA zu melden. Die Daten werden den Sozial-
leistungsträgern und Finanzämtern weitergeleitet.

Effekt:
Alle Rentner müssen Steuererklärungen abgeben
(für laufende Renten greifen aber i.d.R. Freibeträge).
Hintergrund:
Nach dem Grundgedanken des AltEinkG sollen die Rentner
stärker besteuert werden.



Auszehrungs- und Anrechnungsverbot (§5 BetrAVG) (I)

Auszehrungsverbot Anrechnungsverbot

Laufende Leistungen aus
der bAV dürfen durch spätere
Erhöhung anderer Renten
nicht gemindert werden.

Keine Anrechnung der Eigen-
vorsorge, z.B. private Renten-
versicherung, bei der Fest-
setzung von Leistungen aus
der bAV (Gesamtversorgungs-
systeme)



Auszehrungs- und Anrechnungsverbot (§5 BetrAVG) (II)

Beispiel

Anrechnung Altersrente aus gesetzlicher Rentenversicherung./.

betriebliche Altersrente monatlich=

Gesamtzusage über betriebliche Altersrente 3.500 EUR

2.650 EUR

850 EUR

deshalb Betriebsrente für die Zukunft mindestens monatlich 850 EUR

Laufende Anpassungen aus gesetzlicher Rentenversicherung aufgrund
Rentenanpassung dürfen zu keiner Herabsetzung des erstmalig festgesetzten
Versorgungsanspruchs führen:



Vorzeitiger Bezug von Altersleistungen (§6 BetrAVG) (I)

Ein vorzeitiger Bezug von Altersleistungen ist immer dann gegeben,
wenn der Arbeitnehmer eine Altersrente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung als Vollrente in Anspruch nehmen kann.

Für Zusagen ab dem 01.01.2012 in den
Durchführungswegen DV, PK und PF ist dies nicht mehr erforderlich.
Es genügt die Vollendung des 62. Lebensjahres*.

* Besteht bereits eine Altzusage, die vor dem 01.01.2012 erteilt wurde, genügt die Vollendung des 60. Lebensjahres.



Vorzeitiger Bezug von Altersleistungen (§6 BetrAVG) (II)

Folgende Regelungen sind denkbar:

Es wird die zum Ausscheidezeitpunkt erreichte volle Rente gezahlt.
Es erfolgt eine ratierliche Kürzung.
Die Kürzung erfolgt nach versicherungsmathematischen Grundsätzen.
Eine versicherungsmathematische Kürzung wird mit der ratierlichen
Berechnung des Anspruchs kombiniert (Kürzung pauschal 0,5% p.M.).

In welchem Umfang die Leistung aus der betrieblichen Altersversorgung
aufgrund des früheren Bezugs gekürzt werden kann, ist im Gesetz
nicht geregelt.



Versicherungsmathematische Kürzung der vorgezogenen Betriebsrente

Alter bei Firmeneintritt

Erteilung Versorgungszusage

vorgezogene Altersrente mit

vereinbartes Alter bei Rentenbeginn

feste Rentenzusage

ratierlicher Anspruch

28 (m) von 30 (n) möglichen Dienstjahren

versicherungsmathematische Kürzung

0,5% × 24 Monate =

vorgezogene Betriebsrente

35 Jahre

45 Jahre

63 Jahren

65 Jahre

500,00 EUR/Monat

12%

410,65 EUR

93,33% von 500 EUR = 466,65 EUR/Monat

28 ÷ 30 = 93,33%



Insolvenzschutz (§§7-15 BetrAVG)

Laufende Versorgungsleistungen
Unverfallbare Anwartschaften
- Rentenleistungen
- Kapitalleistungen

Insolvenzschutz besteht für:



Höhe des Insolvenzschutzes

Höchstens das Dreifache der monatlichen Bezugsgröße – (§ 18 SGB IV)
Rente pro Monat 2012:
- 7.875 EUR (alte Bundesländer)
- 6.720 EUR (neue Bundesländer)
Einmaliges Kapital 2012:
- 945.000 EUR (alte Bundesländer)
- 806.400 EUR (neue Bundesländer)



Funktion des Pensions-Sicherungs-Vereins (PSV)

Leistung
Unternehmen Arbeitnehmer

PSVaG

laufende
Beiträge



Seite

Entwicklung PSV-Beitrag – Ein Ausschnitt



Abwicklung im Insolvenzfall

Versicherungs-
konsortiumEinmal-

beitrag

×

× laufende
Leistungen

Leistung

Unternehmen Arbeitnehmer

laufende
Beiträge

PSVaG



Anpassungsprüfungspflicht (§16 BetrAVG) (I)

Anpassungsprüfung nur bei laufenden Leistungen (Renten)
- nicht bei Kapitalleistungen
- nicht bei Anwartschaften
Überprüfung im 3-Jahres-Rhythmus
Maßstab: Verbraucherpreisindex
Belange des Arbeitnehmers sind zu berücksichtigen
(Abkoppelung von der Sozialversicherungsrente).
Wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers ist zu berücksichtigen
(nettolohnbezogene Obergrenze).



Anpassungsprüfungspflicht (§16 BetrAVG) (II)

Jahre

Steigerung des
Lebenshaltungs-

kostenindexes1
5,6% 7,3% 4,9% 4,9%

West Ost West Ost

95-97 98-00

Nettolohnanstieg 7,2% 13,9% 7,8% 7,2%

Rentenanpassung2 5,6% 7,3% 4,9% 4,9%

5,1% 5,1% 5,7% 5,7%

West Ost West Ost

01-03 04-07

6,8% 7,1% 5,7% 5,9%

5,1% 5,1% 5,7% 5,7%

1 Seit dem 01.01.2003 ist der Maßstab der Verbraucherpreisindex.
2 Dabei ist jedoch auch noch die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers zu berücksichtigen.

Eine Erhöhung kann bei nachweislich schlechter wirtschaftlicher Lage auch geringer ausfallen, ggf. ganz ausgesetzt werden.



Anpassungsprüfungspflicht (§16 BetrAVG) (III)

laufende Leistungen aus Zusagen (ab dem 01.01.1999) mit mindestens
1% jährlich angepasst werden oder ...
bei Direktversicherung und Pensionskasse alle Überschussanteile zur
Erhöhung laufender Leistungen verwendet werden oder ...
es sich um Beitragszusagen mit Mindestleistung handelt.

Anpassungsprüfungspflicht entfällt, wenn ...



Geltungsbereich (§17 BetrAVG)

gilt nicht

Geltungsbereich

gilt

für alle Arbeitnehmer
einschließlich der

Auszubildenden (auch
der Familienmitglieder)

für beherrschende
Gesellschafter-Geschäfts-

führer einer GmbH,
nur Anteilseigner

und Einzelkaufleute

für Nicht-Arbeitnehmer,
die überwiegend für ein
Unternehmen tätig sind
(z.B. Handelsvertreter,

Rechtsanwälte) und eine
Zusage auf Alters-,

Invaliden- oder Hinter-
bliebenenversorgung

erhalten haben



Ende

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.



Disclaimer

Sie wurde ausschließlich zu Informations-, Schulungs- und Fortbildungszwecken erstellt und ist
nur für Ihren persönlichen Gebrauch bestimmt. Jede sonstige Verwendung der Präsentation,
sei es im Ganzen oder in Auszügen, insbesondere die Vervielfältigung und Weitergabe der
Präsentation an Dritte, bedarf unserer vorherigen schriftlichen Zustimmung. Verstöße gegen
das Urheberrechtsgesetz haben zivil- und strafrechtliche Konsequenzen.

Die in der Präsentation enthaltenen Informationen, Auskünfte und Einschätzungen geben den
Stand zum Zeitpunkt der Publikation wieder. Die Präsentation soll einen Überblick über die
angesprochenen Themen geben, sie berücksichtigt nicht die Umstände des konkreten Einzel-
falls und kann daher die Prüfung eines solchen Einzelfalls nicht ersetzen. In Zweifelsfällen
stehen Ihnen die bekannten Ansprechpartner zur Verfügung.

Die Präsentation wurde durch uns mit der gebotenen Sorgfalt erstellt. Wir übernehmen keine
Gewährleistung, Garantie oder sonstige Haftung für die Richtigkeit und Vollständigkeit der
enthaltenen Informationen, Auskünfte und Einschätzungen. Dies gilt insbesondere für solche
Informationen, Auskünfte und Einschätzungen, die wir von Dritten übernommen haben.
Diese haben wir in der Präsentation gekennzeichnet; wir haben sie nicht auf ihre Richtigkeit
hin geprüft.

Die Präsentation ist urheberrechtlich geschützt.
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Begünstigte im Todesfall

Ehepartner

Lebensgefährten/-in

ehemalige Ehepartner

Eingetragene Lebenspartner

waisengeldberechtigte Kinder § 32 Abs.3 +4 Satz
und Abs.5 EStG

Dritte als Sterbegeld bis zu 8.000,- €

Hinterbliebenenbegriff (Ausnahme § 40 b EStG)
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Rechtliche Grundlagen

Volle Beitragspflicht (GKV / PV)
Wenn die monatlichen Versorgungsbezüge insgesamt über
1/20tel der monatlichen Bezugsgröße nach §18 SGB IV liegen
(§ 226 SGB V ) in 2012 : mtl. 131,25 €

Renten:

Beitragspflicht der Leistungen

Volle Beitragspflicht (GKV / PV). Analog zu
Renten. Wenn Kapitalzahlung > 15.750€

1/10-Verteilung der Beiträge auf 10 Jahre

Kapitalabfindungen:



Seite



Seite


